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Preußiſche Geſetzſammlung 


1932 | Ausgegeben zu Berlin, den 13. Januar 1932 | Nr. 2 


(Nr. 13684.) Geſetz zur Umgeſtaltung des Dienſtſtrafrechts der nichtrichterlichen Beamten. Vom 
11. Januar 1932. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel I. 


Das Geſetz, betreffend die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung der— 
ſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) in 
der Faſſung des Geſetzes vom 13. Mai 1918 (Geſetzſamml. S. 53) in Verbindung mit dem Geſetze 
vom 3. Januar 1928 (Geſetzſamml. S. 1), der Verordnung vom 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. 
S. 33 — 8 15) und der Geſetze vom 4. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 208), vom 25. März 1926 
(Geſetzſamml. S. 105 — § 26) und vom 25. Mai 1926 (Geſetzſamml. S. 163 — $ 13) wird wie 
folgt geändert: 


1. S 5 erhält folgenden Abſ. 3 


(3) Für das dd den ſind die tatſächlichen Feſtſtellungen des ſtraf⸗ 
gerichtlichen Urteils nicht bindend; ſie können aber der Entſcheidung im Dienſtſtraf— 
verfahren ohne erneute Nachprüfung zugrunde gelegt werden. 
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§ 7 wird geſtrichen. 
3. § 13 erhält folgende Faſſung: 
§ 13. | 
Alle in dieſem Geſetze vorgeſehenen Aufforderungen, Mitteilungen, Ladungen und 
Zuſtellungen werden ausgeführt: 
1. durch eingeſchriebenen Brief gegen Rückſchein oder 


2. durch perſönliche übergabe an den Empfänger gegen Empfangsſchein oder, wenn er 
die Annahme verweigert, durch Anfertigung einer Niederſchrift darüber oder 


co 


. nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über Zuftellung von Amts wegen oder 
4. an Behörden oder Beamte der Staatsanwaltſchaft auch durch Vorlegung der Akten 
mit den Urſchriften der zuzuſtellenden Schriftſtücke. Der Empfänger hat den Tag 
der Vorlegung in den Akten zu vermerken. 
4. § 14 erhält folgende Faſſung: 
8 14. 
(1) Dienſtſtrafen ſind: 
Ordnungsſtrafen; 
Gehaltskürzung; 
Dienſtentlaſſung. 
(2) Jede Dienſtſtrafe kann nur für ſich allein verhängt werden. 
5. Hinter $ 15 wird als § 15 a neu eingefügt: 
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§ 15 a. 


(1) Die Gehaltskürzung beſteht in der bruchteilmäßigen Verminderung des je⸗ 
weiligen Dienſteinkommens um höchſtens ein Fünftel und auf höchſtens fünf Jahre; 
Höhe und Dauer der Verminderung ſind im Urteil feſtzuſetzen. 

(2) Tritt der Verurteilte während der Dauer der Gehaltskürzung in den Ruheſtand, 
ſo wird das Ruhegehalt vom ungekürzten Dienſteinkommen berechnet, jedoch während der 
Dauer der Gehaltskürzung in demſelben Verhältniſſe gekürzt wie das Dienſteinkommen. 

(3) Stirbt der Verurteilte während der Dauer der Gehaltskürzung, jo ſind der Be- 
rechnung des Witwen- und Waiſengeldes das ungekürzte Dienſteinkommen und das un⸗ 
gekürzte Ruhegehalt zugrunde zu legen. 


6. § 16 wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: 


§ 16. 

(1) Der zur Dienſtentlaſſung Verurteilte verliert den Anſpruch auf Dienſtbezüge, 
Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung, Amtsbezeichnung, Titel, Dienſtkleidung und 
Dienſtabzeichen. 

(2) Iſt gegen einen Beamten zur Zeit ſeines Eintritts in den Ruheſtand ein 
förmliches Dienſtſtrafverfahren anhängig, ſo kann es mit dem Ziele der Aberkennung 
des Ruhegehalts, der Hinterbliebenenverſorgung, der Amtsbezeichnung, der Titel, der 
Dienſtkleidung und der Dienſtabzeichen fortgeführt werden. 


§ 16a. 


(1) Wenn beſondere Umſtände eine mildere Beurteilung zulaſſen, kann das Urteil 
auf Dienſtentlaſſung dem Verurteilten auf Zeit oder lebenslang als Unterſtützung einen 
Teil des Ruhegehalts bewilligen, das er im Zeitpunkt der Dienſtentlaſſung erdient hätte. 
Die Unterſtützung iſt nach Hundertteilen des Ruhegehalts feſtzuſetzen. 

() Das Urteil kann beſtimmen, daß die Unterſtützung ſtatt dem Verurteilten ſeiner 
Ehefrau oder ſeinen Kindern ganz oder teilweiſe gezahlt wird. Dies kann nachträglich 
auch der Fachminiſter beſtimmen. 


7. Im § 17 Abſ. 2 werden die Worte „Entfernung aus dem Amte“ durch die Worte 


„Dienſtentlaſſung oder Gehaltskürzung“ erſetzt. 
8. Hinter § 17 wird als § 17 a neu eingefügt: 5 


§ 17a. 

(1) Die Verfolgung von Dienſtvergehen verjährt in fünf Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit dem Tage, an dem die Verfehlung begangen worden iſt, ohne Rückſicht auf 
den Zeitpunkt des Erfolges. Solange das förmliche Dienſtſtrafverfahren wegen der Ver⸗ 
fehlung gegen den Beamten anhängig iſt, ruht die Verjährung. Die Verjährung ruht 
ferner, ſolange ein Beamter aus dem Staatsdienſte beurlaubt iſt. 

(2) Verſtößt die Verfehlung auch gegen ein Strafgeſetz, ſo verjährt die Verfolgung 
des Dienſtvergehens nicht früher als die der Straftat. 


9. 8 21 erhält folgende Faſſung: 


8 21. 


(1) Ordnungsſtrafen werden durch einen ſchriftlichen, mit Gründen verſehenen Be⸗ 
ſcheid verhängt. Er iſt dem Angeſchuldigten zuzuſtellen. Der Beſcheid darf erſt ergehen, 
nachdem der Angeſchuldigte über die ihm zur Laſt gelegte Verfehlung und über das 
Ergebnis etwa angeſtellter Ermittlungen gehört worden iſt. Über eine mündliche Ver⸗ 
nehmung iſt eine Niederſchrift aufzunehmen. 
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(2) Gegen den Beſcheid iſt die Beſchwerde im Dienſtaufſichtsweg binnen je einem 
Monat nach der Zuſtellung zuläſſig. Hat der Miniſter die Ordnungsſtrafe im erſten 
Rechtszuge verhängt, ſo kann der Angeſchuldigte binnen einem Monat nach der Zuſtellung 
die Entſcheidung des Dienſtſtrafhofs beantragen; dieſer entſcheidet durch Beſchluß. § 36 
gilt entſprechend. f 
10. Hinter § 21 werden folgende 88 21 a, 21 b und 21 e neu eingefügt: 


§ 21a. 

(1) Der Dienſtvorgeſetzte kann die von ihm verhängte Ordnungsſtrafe jederzeit auf⸗ 
heben und anders in der Sache entſcheiden. Eine ſchwerere Strafe kann nur die ihm vor⸗ 
geſetzte Behörde verhängen. a 

(2) Der Fachminiſter, der die Ordnungsſtrafe im erſten Rechtszuge verhängt hat, 
kann die Strafe aufheben, ermäßigen oder das förmliche Dienſtſtrafverfahren einleiten. 

(8) S 21 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


§ 21 b. 

(1) Der Angeſchuldigte kann ſich in jeder Lage des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens 
des Beiſtandes eines Verteidigers bedienen. 

(2) Zu Verteidigern können gewählt werden die bei einem deutſchen Gerichte zu⸗ 
gelaſſenen Rechtsanwälte, Verwaltungsrechtsräte, Rechtslehrer an deutſchen Hochſchulen, 
Vertreter von Beamtenorganiſationen ſowie Beamte. 

(3) Andere Perſonen können von der Dienſtſtrafbehörde als Verteidiger zugelaſſen 
werden. 


§ 21 c. 

() Dem Angeſchuldigten und ſeinem Verteidiger ſind, ſobald die Anſchuldigungs⸗ 
ſchrift zugeſtellt iſt, auf Verlangen jederzeit die Akten zur Einſicht vorzulegen. Vorher 
ſoll ihnen die Einſicht gewährt werden, wenn nicht hierdurch der Unterſuchungszweck 
gefährdet wird. f 

(2) Im nichtförmlichen Dienſtſtrafverfahren ſind vor der Verhängung einer Strafe 
dem Angeſchuldigten auf Verlangen die Akten zur Einſicht vorzulegen. 

11. 8 22 erhält folgende Faſſung: 


8 22. 


Gehaltskürzung und Dienſtentlaſſung können als Dienſtſtrafen nur im förm⸗ 
lichen Dienſtſtrafverfahren verhängt werden. Dieſes beſteht in der ſchriftlichen Vor⸗ 
unterſuchung durch einen Unterſuchungsführer und in einer mündlichen Verhandlung 
vor der Dienſtſtrafkammer. 


12. 8 23 erhält folgende Faſſung: 


§ 23. 
(1) Das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird eingeleitet: 

a) von dem Fachminiſter gegen die von ihm oder vom Staatsminiſterium ernannten 
Beamten. Bei Gefahr im Verzug kann auch der Leiter der dem Angeſchuldigten 
vorgeſetzten Provinzialbehörde das Dienſtſtrafverfahren einleiten; er muß aber 
unverzüglich die Genehmigung des Miniſters einholen und, wenn dieſe verſagt 
wird, das Verfahren einſtellen; 

p) von dem Leiter der Provinzialbehörde (Regierung, Verbandspräſidium des Sied⸗ 
lungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, Oberpräſidium, Provinzialſchulkollegium, Landes⸗ 
kulturamt, Oberbergamt, Polizeipräſidium in Berlin, Oberlandesgericht, Staats⸗ 
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anwaltſchaft bei dem Oberlandesgerichte, Straſvollzugsamt) gegen die übrigen feiner 
Dienſtaufſicht unterſtellten Beamten. Auch der Fachminiſter kann das Dienſtſtraf⸗ 
verfahren einleiten. 
(2) Gegen die Beamten der unmittelbar unter den Miniſtern ſtehenden Behörden, 
Anſtalten und Körperſchaften des öffentlichen Rechtes, für die keine Provinzialbehörde 
beſteht, leitet der Fachminiſter das förmliche Dienſtſtrafverfahren ein; er kann dieſes 
Recht für alle oder einzelne Beamtengruppen auf den Leiter der Behörde, Anſtalt oder 
Körperſchaft oder auf den Leiter einer Provinzialbehörde übertragen. 
13. § 23 a wird aufgehoben. 
14. 8 24 erhält folgende Faſſung: 
§ 24. 


(1) Für einzelne Gruppen der im § 23 Abſ. 1 Buchſtabe a genannten Beamten 
kann das Staatsminiſterium die Befugniſſe der Einleitungsbehörde dem Leiter der 
Provinzialbehörde übertragen. 

(2) Der Fachminiſter beſtimmt, wer im Dienſtſtrafverfahren gegen die nicht unter 
§ 23 fallenden Beamten die Befugniſſe der Einleitungsbehörde ausübt. 

15. 8 25 erhält folgende Faſſung: 
§ 25. 

Der Beamte kann die Einleitung des förmlichen Dienſtſtrafverfahrens gegen ſich 
ſelbſt beantragen, um ſich von dem Verdacht einer Dienſtverfehlung zu reinigen. Lehnt 
die Einleitungsbehörde die Einleitung ab, ſo hat ſie ihm bekanntzugeben, daß ein Grund 
für die Einleitung nicht vorliegt. Auf ſeinen Antrag iſt die Entſcheidung zu begründen. 

16. § 26 erhält folgende Faſſung: 
§ 26. 


(1) Auf Antrag der Einleitungsbehörde und im Benehmen mit ihr beſtellt der 
Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer einen Unterſuchungsführer und teilt dem Angeſchul⸗ 
digten die Beſtellung mit. 

(2) Der Unterſuchungsführer iſt in der Durchführung der Unterſuchung unabhängig 
und, ſoweit das Geſetz nichts anderes beſtimmt, an Weiſungen ſeiner vorgeſetzten Behörde 
nicht gebunden. Für ihn gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung über die Aus⸗ 
ſchließung und die Ablehnung des Unterſuchungsrichters entſprechend; über die Ablehnung 
entſcheidet die Dienſtſtrafkammer endgültig durch Beſchluß. 

17. Hinter § 26 werden folgende 88 26 à bis 261 neu eingefügt: 


§ 26a. 


(1) Dienſtſtrafgerichte find die Dienſtſtrafkammern und der Dienſtſtrafhof. 
(2) Die Dienſtſtrafgerichte ſind unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. 


8 26 b. 


Die Dienftftraffammern werden für den Umfang eines Regierungsbezirkes bei den 
Regierungen errichtet, für Berlin bei dem Oberpräſidium. Das Staatsminiſterium 
kann für mehrere Regierungsbezirke eine gemeinſame Dienſtſtrafkammer errichten. Bei 
den Dienſtſtrafktammern kann das Staatsminiſterium mehrere Abteilungen bilden. 


§ 26 0. 


(1) Zuſtändig iſt die Dienſtſtrafkammer, in deren Bezirke der Angeſchuldigte bei 
Einleitung des Dienſtſtrafverfahrens ſeinen dienſtlichen Wohnſitz hat. Befindet ſich der 
dienſtliche Wohnſitz außerhalb Preußens, ſo iſt die Dienſtſtrafkammer zuſtändig, in deren 
Bezirke die dem Angeſchuldigten nächſtvorgeſetzte Behörde in Preußen ihren Sitz hat. 
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(2) Für Warteſtandsbeamte tritt an die Stelle des dienſtlichen Wohnſitzes der 
Wohnſitz. b 
§ 26 d. 


() Jede Dienſtſtrafkammer beſteht aus einem Vorſitzenden, ſeinen Stellvertretern, 
richterlichen Beiſitzern und Beiſitzern aus der Beamtenſchaft (Beamtenbeiſitzer). 

(©) Das Staatsminiſterium ernennt die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer auf die 
Dauer von fünf Jahren; der Vorſitzende, ſeine Stellvertreter und die richterlichen Bei⸗ 
ſitzer müſſen berufsrichterliche Beamte der ordentlichen Gerichtsbarkeit oder der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit ſein und in ihrem Amte richterliche Unabhängigkeit und Un⸗ 
abſetzbarteit beſitzen. Wird während der Amtszeit die Ernennung neuer Mitglieder 
erforderlich, ſo werden dieſe für den Reſt der Amtszeit ernannt. 


S 26. 

() Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, 
einem richterlichen Beiſitzer und drei Beiſitzern aus der Beamtenſchaft; von dieſen muß 
je einer Beamter des höheren, mittleren und unteren Dienſtes ſein. 

(2) Die Reihenfolge, in der die Beiſitzer zur Teilnahme an den Sitzungen berufen 
werden, wird vor Beginn jedes Kalenderjahrs durch Beſchluß des Vorſitzenden und 
der beiden der Geburt nach älteſten Beiſitzer der Dienſtſtrafkrammer beſtimmt. 


§ 26k. 


Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer üben ihre Tätigkeit in richterlicher Unab⸗ 
hängigkeit aus. 
§ 26 g. \ 

Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer find bei ihrer Ernennung auf die Pflicht zur 
gewiſſenhaften Ausübung ihres Amtes nach Maßgabe des von ihnen allgemein geleiſteten 
Beamteneids hinzuweiſen. 

§ 26 h. 

() Entziehen ſich Beiſitzer ohne genügende Entſchuldigung ihren Pflichten, ſo kann 
der Vorſitzende der Dienſtſtrafkammer ſie zum Erſatz der verurſachten Auslagen verpflichten. 

(2) Bei nachträglicher Entſchuldigung kann der Beſchluß ganz oder teilweiſe auf⸗ 
gehoben werden. Gegen den Beſchluß iſt Beſchwerde an die Dienſtſtrafkammer zuläſſig. 
Der Beiſitzer, dem die Säumnis zur Laſt gelegt wird, darf bei dieſer Entſcheidung nicht 
mitwirken. i 5 

5 § 26 1. 


Wird gegen ein Mitglied einer Dienſtſtrafkammer ein förmliches Dienſtſtraf⸗ 
verfahren oder wegen eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens eine ſtrafrichterliche 
Unterſuchung eingeleitet, ſo kann es während dieſes Verfahrens ſein Amt nicht ausüben. 


§ 26 K. 


Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer erhalten für notwendige Reiſen Reiſekoſten 5 
nach Maßgabe der für die Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen nach Stufe II. 


§ 261. 

Hört ein richterliches Mitglied auf, Berufsrichter zu fein, oder endet bei einem 
nichtrichterlichen Mitgliede fein Beamtenverhältnis, jo erliſcht ſein Amt als Mitglied der 
Dienſtſtrafkammer. Durch die Verſetzung eines Mitglieds erliſcht ſein Amt nicht. 

18. § 27 wird aufgehoben. i a 
19. 8 28 erhält folgende Faſſung: 
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8 28. 


Streitigkeiten über die Zuſtändigkeit der Dienſtſtrafkammern werden vom Dienſt⸗ 
ſtrafhof entſchieden. 


20. 8 29 erhält folgende Faſſung: 


§ 29. 

(1) Der Dienſtſtrafhof hat feinen Sitz in Berlin. Er beſteht aus einem Präſidenten, 
ſeinen Stellvertretern, richterlichen Beiſitzern und Beiſitzern aus der Beamtenſchaft. Beim 
Dienſtſtrafhof können durch Beſchluß des Staatsminiſteriums mehrere Senate gebildet 
werden. f 

(2) Der Dienſtſtrafhof entſcheidet in der Beſetzung mit einem Vorſitzenden, drei 
richterlichen Beiſitzern und drei Beiſitzern aus der Beamtenſchaft; von dieſen muß je 
einer Beamter des höheren, mittleren und unteren Dienſtes ſein. 

(3) Im übrigen gelten die 88 26 d bis 261 entſprechend. 


21. Die 88 30 und 31 werden aufgehoben. 
22. Im § 32 werden 


a) im Abſ. 1 das Wort „eidlich” geſtrichen, 
bp) hinter Abſ. 1 folgende Vorſchriften als Abſ. 1a und Abſ. 1 b neu eingefügt: 


(1a) Der Angeſchuldigte, fein Verteidiger und der Beamte der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft ſind berechtigt, den Beweiserhebungen beizuwohnen. Sie ſind zu allen Be⸗ 
weiserhebungen, abgeſehen von Beſchlagnahmen und Durchſuchungen, zu laden. 
Der Unterſuchungsführer kann den Angeſchuldigten von der Anweſenheit bei der 
Verhandlung ausſchließen, wenn zu befürchten iſt, daß ein Zeuge in ſeiner Gegen⸗ 
wart nicht die Wahrheit ſagen werde; der Angeſchuldigte iſt jedoch, ſobald er wieder 
vorgelaſſen worden iſt, über den Inhalt der Verhandlung zu unterrichten. 

(10) Zeugen und Sachverſtändige find nur zu vereidigen, wenn es der Unter⸗ 
ſuchungsführer mit Rückſicht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Ausſage für erforderlich hält; die Vereidigung findet nach 
der Vernehmung ſtatt. 


e) Abſ. 3 folgendermaßen geändert: 


(3) Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten, der Zeugen und Sachver⸗ 
ſtändigen und beim Augenſchein iſt ein vereidigter Schriftführer zuzuziehen. 


23. Im 8 34 wird 


a) das Wort „Diſziplinarbehörde“ durch „Dienſtſtrafkammer“ erſetzt und hinter dem Wort 


„Angeſchuldigte“ die Worte „und ſein Verteidiger“ eingefügt, 


p) als Abſ. 2 folgende Vorſchrift neu eingefügt: 


(2) Der Vorſitzende lädt die Zeugen und Sachverſtändigen, deren Vernehmung 
er für erforderlich hält; ihre Namen ſind in der Ladung des Angeſchuldigten, ſeines 
Verteidigers und des Beamten der Staatsanwaltſchaft anzugeben. Ebenſo ordnet 
der Vorſitzende die Herbeiſchaffung anderer Beweismittel an, die er für erforderlich 
hält. Der Angeſchuldigte kann die Ladung weiterer Perſonen beantragen. Lehnt 
der Vorſitzende den Antrag ab, ſo kann der Angeſchuldigte dieſe Perſonen un⸗ 
mittelbar laden laſſen. 


24. Hinter § 34 wird folgender § 34 a neu eingefügt: 


§ 34a. 

(1) Die mündliche Verhandlung iſt öffentlich. Die Offentlichkeit kann aus be⸗ 
ſonderen Gründen auf Antrag des Beamten der Staatsanwaltſchaft oder, ſoweit dieſe 
nicht widerſpricht, auch von Amts wegen oder auf Antrag des Angeſchuldigten durch Be⸗ 
ſchluß der Dienſtſtrafkammer für die ganze Dauer der Verhandlung oder zeitweilig aus⸗ 


Preuß. Geſetzſammlung 1932. Nr. 2, ausgegeben am 13. 0. 32. 15 


geſchloſſen werden. Der Widerſpruch des Beamten der Staatsanwaltſchaft bedarf keiner 
Begründung. Einem im Verlauf der Verhandlung geſtellten Antrage des Beamten der 
Staatsanwaltſchaft auf Wiederherſtellung der Offentlichkeit iſt ſtattzugeben. 

(2) Der Beſchluß, durch den die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wird, iſt öffentlich 
unter Angabe der Gründe zu verkünden. In dem Protokolle ($ 39) iſt anzugeben, daß 
öffentlich verhandelt oder die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 

(3) Im übrigen gelten $ 173, § 174 Abſ. 1 Satz 1 und Abſ. 2 ſowie § 175 des 
Deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes entſprechend. 

25. Im $ 35 werden 
a) im Abſ. 1 die Worte „, welche in nichtöffentlicher Sitzung ſtattfindet,“ geſtrichen und das 
Wort „Behörde“ durch „Dienſtſtrafkammer“ erſetzt, 
b) dem Abſ. 2 folgende Sätze angefügt: Die geladenen Zeugen und Sachverſtändigen werden 
gehört. § 32 Abſ. 1 b gilt entſprechend. 
26. Im 8 36 werden die beiden Worte „Behörde“ durch „Dienſtſtrafkammer“ erſetzt. 
27. Im 8 37 werden 
a) im Satze 1 die Worte „Rechtsanwalts oder Verwaltungsrechtsrats als“ geſtrichen, 
b) im Satze 2 die Worte „Rechtsanwalt oder Verwaltungsrechtsrat“ erſetzt durch das Wort 
„Verteidiger“, 
e) im Satze 3 die Worte „Der Diſziplinarbehörde“ erſetzt durch „Dem Vorſitzenden der Dienſt⸗ 
ſtrafkammer“. 
28. Im $ 38 werden 8 i 
a) im Abſ. 1 das Wort „Diſziplinarbehörde“ durch „Dienſtſtrafkammer“ erſetzt, 
bp) hinter Abſ. 1 als Abſ. 1 à eingefügt: N 
(12) Zu jeder dem Angeſchuldigten nachteiligen Entſcheidung, die die Schuld⸗ 
frage oder die Bemeſſung der Strafe betrifft, iſt eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen erforderlich. 
e) im Abf. 3 die Worte „auf fein Verlangen erteilt“ durch das Wort „zugeſtellt“ erſetzt. 
29. § 41 erhält folgende Faſſung: 
§ 41. 

Gegen die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer ſteht binnen einem Monat nach ihrer 
Zuſtellung die Berufung an den Dienſtſtrafhof ſowohl dem Beamten der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft wie dem Angeſchuldigten offen. 

30. Im $ 42 . 
a) wird im Abſ. 1 das Wort „Behörde“ durch „Dienſtſtrafkammer“ erſetzt, 
b) erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

(2) Die Friſt wird gewahrt, wenn während ihres Laufes die Berufung beim 
Dienſtſtrafhof eingelegt wird. Er überſendet dann die Berufungsſchrift der Dienſt⸗ 
ſtrafklammer zur weiteren Veranlaſſung. 

31. Im § 45 a 
a) werden im Abſ. 1 die Worte „das Staatsminiſterium“ durch „den Dienſtſtrafhof“ erſetzt, 
b) erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

(2) Für das Verfahren vor dem Dienſtſtrafhofe gelten die Vorſchriften über 
das Verfahren vor der Dienſtſtrafkammer entſprechend. Den Beamten der Staats⸗ 
anwaltſchaft beſtellt der Fachminiſter. 

c) wird Abſ. 3 aufgehoben. 


32. Die SS 46 und 47 werden aufgehoben. 
33. Die 88 48 bis 54 werden aufgehoben; an ihre Stelle treten folgende Vorſchriften: 
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§ 48. 


(1) Beſteht gegen einen Beamten der Verdacht eines Dienſtvergehens, wegen deſſen 
feine Verurteilung zur Dienſtentlaſſung oder zur Gehaltskürzung gerechtfertigt erſcheint, 
und hält die Einleitungsbehörde es mit den Erforderniſſen des Dienſtes nicht für verein⸗ 
bar, daß er bis zur Entſcheidung im Dienſte verbleibt, ſo kann ſie ihn vorläufig des 
Dienſtes entheben. Vor dieſer Anordnung ſoll dem Beamten Gelegenheit gegeben werden, 
ſich zu der gegen ihn erhobenen Beſchuldigung und zu der in Ausſicht genommenen 
vorläufigen Enthebung vom Dienſte zu äußern. f 

(2) Die vorläufige Dienſtenthebung (Abſ. 1) iſt nur zuläſſig: 

1. wenn das förmliche Dienſtſtrafverfahren gleichzeitig eingeleitet wird oder bereits 
eingeleitet worden iſt oder 

2. wenn gegen den Beamten in einem ſtrafgerichtlichen Verfahren ein Haftbefehl 
erlaſſen worden iſt oder 

3. wenn gegen den Beamten eine ſtrafgerichtliche Unterſuchung wegen einer Straftat 
eröffnet worden tft, die vorausſichtlich den Verluſt des Amtes kraft des ſtrafgericht⸗ 


lichen Urteils oder die Dienſtentlaſſung im anſchließenden Dienſtſtrafverfahren zur 
Folge hat. 


§ 49. 


(1) Die Einleitungsbehörde kann anordnen, daß vom Ablauf des Monats an, in 
dem ſie es anordnet, ein Teil des Dienſteinkommens, das dem vorläufig des Dienſtes 
enthobenen Beamten zuſteht, vorläufig einzubehalten iſt. Dieſe Anordnung iſt nur 
zuläſſig: 

1. wenn der Beamte eines Dienſtvergehens dringend verdächtig iſt, das ſeine Ver⸗ 
urteilung zur Dienſtentlaſſung rechtfertigen würde, oder 


2. wenn gegen den Beamten ein noch nicht rechtskräftig gewordenes ſtrafgerichtliches 
Urteil erlaſſen iſt, das den Verluſt des Amtes ausſpricht oder kraft Geſetzes nach 
ſich zieht, oder 

3. wenn im Dienſtſtrafverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung ergangen 
iſt, die auf Dienſtentlaſſung lautet. 

(2) Mehr als die Hälfte des Dienſteinkommens darf nicht einbehalten werden. 
Wird mehr als ein Viertel einbehalten oder ergeht die Anordnung auf Grund des Abſ. 1 
Nr. 1, ſo kann der Beamte die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer beantragen; die Ent⸗ 
ſcheidung iſt unanfechtbar. Wird die Entſcheidung der Dienſtſtrafkammer nur deshalb 
angerufen, weil mehr als ein Viertel des Dienſteinkommens einbehalten iſt, ſo kann 
die Einleitungsbehörde die Einbehaltung ſo weit ermäßigen, daß nicht mehr als ein 
Viertel einbehalten wird. f 

(3) Im Falle des Abſ. 1 Nr. 3 kann das Dienſteinkommen nur inſoweit einbehalten 
werden, als ſein verbleibender Teil nicht hinter der Unterſtützung zurückbleibt, die das 
noch nicht rechtskräftige Urteil dem Beamten gemäß § 16a bewilligt. 


§ 50. 
(1) Die vorläufige Dienſtenthebung und die Anordnung nach § 49 enden, wenn 
ſie nicht vorher aufgehoben werden, ö 
1. mit der rechtskräftigen Erledigung des Dienſtſtrafverfahrens, 
2. mit der Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen Urteils, das den Verluſt des Amtes zur 
Folge hat. 
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(2) Die vorläufige Dienſtenthebung endet ferner, wenn der Angeſchuldigte zwar 
vom Strafgericht verurteilt wird, aber nicht ſein Amt durch das Urteil verliert, oder 
wenn er vom Strafgericht freigeſprochen oder außer Verfolgung geſetzt oder das Straf⸗ 
verfahren endgültig oder vorläufig eingeſtellt wird, einen Monat nach der Rechtskraft 
der Entſcheidung, es ſei denn, daß noch ein förmliches Dienſtſtrafverfahren ſchwebt oder 
vor Ablauf des Monats eingeleitet wird. 

(3) Die Anordnung nach $ 49 endet ferner einen Monat nach der Rechtskraft einer 
Entſcheidung der im Ab. 2 bezeichneten Art, es ſei denn, daß eine noch nicht rechts⸗ 
kräftige Entſcheidung auf Dienſtentlaſſung ergangen iſt oder vor Ablauf des Monats 
die Anordnung nach § 49 Abſ. 1 Nr. 1 beſtätigt wird. 


5 § 51. 

() Wird der Beamte im Dienſtſtrafverfahren rechtskräftig freigeſprochen oder wird 
das Dienſtſtrafverfahren eingeſtellt, ſo wird dem Beamten der einbehaltene Teil ſeines 
Dienſteinkommens nachgezahlt. Dasſelbe gilt, wenn die Anordnung nach § 49 infolge 
einer Entſcheidung nach $ 50 Abſ. 3 endet. 

(2) Wird auf Gehaltskürzung oder eine geringere Dienſtſtrafe erkannt, ſo iſt dem 
Beamten der einbehaltene Betrag nachzuzahlen, ſoweit er nicht nötig iſt, um die baren 

Auslagen, deren Erſtattung dem Beamten auferlegt iſt, und eine Geldbuße zu decken. 

(3) Wird auf Dienſtentlaſſung erkannt oder verliert der Beamte durch ein ſtraf⸗ 
gerichtliches Urteil ſein Amt, ſo erliſcht fein Anſpruch auf den einbehaltenen Teil ſeines 
Dienſteinkommens. Wird eine auf Dienſtentlaſſung lautende Entſcheidung auf Berufung 
des Beamten nicht oder nur wegen der Unterſtützung abgeändert, ſo hat der Beamte An⸗ 
ſpruch auf Dienſteinkommen nur bis zu dem gleichen Zeitpunkte, wie wenn er keine Be⸗ 
rufung eingelegt hätte; darüber hinaus gezahlte Beträge können zurückverlangt werden. 


§ 52. 


Die Anordnung nach § 49 iſt auch gegenüber einem Warteſtandsbeamten zuläſſig; 
jedoch fteht ihm die Beſchwerde ohne die Beſchränkung des § 49 Abſ. 2 Satz 2 zu. 


§ 53. 

Iſt Gefahr im Verzug, ſo kann auch der Dienſtvorgeſetzte, der zur vorläufigen 
Dienſtenthebung nicht befugt iſt, dem Beamten die Ausübung der Amtsverrichtungen 
vorläufig unterſagen; er hat dies aber unverzüglich der zuſtändigen Einleitungsbehörde 
zu berichten. Kürzung des Dienſteinkommens iſt damit nicht verbunden. 


34. Hinter § 54 werden folgende Vorſchriften neu eingefügt: 
! Dritter (a) Abſchnitt. 
Wiederaufnahme des Verfahrens. 
J. Wiederaufnahme eines durch Entſcheidung des Dienſtſtraf⸗ 
gerichts geſchloſſenen Verfahrens. 
Zulässigkeit. 


8 54 a. 


Ein durch rechtskräftige Entſcheidung eines Dienſtſtrafgerichts geſchloſſenes Ver⸗ 
fahren kann wiederaufgenommen werden: i 
1. wenn Tatſachen oder Beweismittel beigebracht werden, die der entſcheidenden Stelle 
bei Erlaß der Entſcheidung nicht bekannt geweſen und in einem früheren Wieder⸗ 
aufnahmeverfahren nicht ſchon vorgebracht worden ſind und die allein oder in 
Verbindung mit den früher erhobenen Beweiſen die Dienſtentlaſſung, die Straf⸗ 
loſigkeit oder eine geringere Strafe zu begründen geeignet wären; 


9 
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wenn die Entſcheidung auf dem Inhalt einer fälſchlich angefertigten oder verfälſchten 

Urkunde oder auf einem Zeugnis oder Gutachten beruht, das vorſätzlich oder fahr⸗ 

läſſig falſch abgegeben worden iſt; 

3. wenn ein gerichtliches Urteil, auf das die Entſcheidung gegründet iſt, durch ein 

anderes rechtskräftig gewordenes Urteil aufgehoben worden iſt; 

4. wenn der Angeſchuldigte ein glaubhaftes Geſtändnis einer Handlung ablegt, die 

ihm als Dienſtvergehen vorgeworfen aber nicht feſtgeſtellt worden iſt; 

5. wenn die Entſcheidung eine Strafe verhängt hat, die nach Art oder Höhe geſetzlich 

nicht verhängt werden konnte; 

6. wenn ein Dienſtſtrafrichter oder Vorgeſetzter, der bei der Entſcheidung mitgewirkt 
hat, ſich in der Sache einer ſtrafbaren Verletzung ſeiner Amtspflicht ſchuldig 

gemacht hat; 

7. wenn bei der Entſcheidung des Dienſtſtrafhofs ein Mitglied mitgewirkt hat, das 
von der Ausübung des Richteramts kraft Geſetzes ausgeſchloſſen war, es ſei denn, 
daß die Gründe für einen geſetzlichen Ausſchluß bereits erfolglos geltend gemacht 
worden waren. 


8 54 b. 


(1) Wegen einer ſtrafbaren Handlung darf, abgeſehen vom Falle des § 54 à Nr. 1, 
das Verfahren nur dann wiederaufgenommen werden, wenn wegen der ſtrafbaren Hand⸗ 
lung eine rechtskräftige Verurteilung ergangen iſt oder ein ſtrafgerichtliches Verfahren 
aus anderen Gründen als wegen Mangels an Beweiſen nicht eingeleitet oder nicht 
durchgeführt werden kann. 

(2) Ergibt ſich im Falle des §S 54 a Nr. 1 der Verdacht einer ſtrafbaren Handlung, 
ſo kann die Stelle, die über die Zuläſſigkeit der Wiederaufnahme zu entſcheiden hat, die 
Entſcheidung bis zur Erledigung eines wegen der Handlung einzuleitenden ſtrafgericht⸗ 
lichen Verfahrens ausſetzen. 


§ 54 C. 


Das Verfahren kann nicht wiederaufgenommen werden, wenn der Verurteilte 
inzwiſchen durch ein ſtrafgerichtliches Urteil ſein Amt verloren hat oder es verloren hätte, 
falls er noch im Dienſte geweſen wäre. 


8 54 d. 


Das Verfahren kann nicht zu dem Zwecke wiederaufgenommen werden, daß eine 
Warnung, ein Verweis oder eine Geldbuße durch eine andere dieſer drei Strafarten 
erſetzt, die Höhe einer Geldbuße oder die Entſcheidung über die Koſten geändert oder eine 
Entſcheidung über eine Unterſtützung nach § 16a getroffen oder geändert wird. 


Antrag. 


§ 54e. 
(1) Ein Dienſtſtrafverfahren wird nur auf Antrag wiederaufgenommen. Antrags⸗ 
berechtigt ſind: 
1. der Verurteilte und ſein geſetzlicher Vertreter, nach ſeinem Tode ſein Ehegatte, ſeine 
Verwandten auf⸗ und abſteigender Linie und feine Geſchwiſter; 
2. der Fachminiſter. 
(2) Der Antrag iſt ſchriftlich einzureichen. Er muß den geſetzlichen Grund der 
Wiederaufnahme und die Beweismittel bezeichnen. 


(3) Iſt ein Beamter aus dem Beamtenverhältnis ausgeſchieden, jo kann das Ver⸗ 
ahren zu ſeinen Ungunſten nicht wiederaufgenommen werden. 
9 
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§ 54 f. 
Der Antrag hemmt nicht die Vollſtreckung der Strafe. Die Stelle, die über die Zu⸗ 


läſſigkeit der Wiederaufnahme zu entſcheiden hat, kann jedoch einen Aufſchub oder eine 
Unterbrechung der Vollſtreckung anordnen. 


Verfahren. 


§ 54 g. 

Über die Zulaſſung des Antrags entſcheidet das Gericht, deſſen Entſcheidung an⸗ 

gefochten wird. 
§ 54 h. 

(1) Iſt der Antrag nicht in der vorgeſchriebenen Form angebracht oder darin kein 
geſetzlicher Grund der Wiederaufnahme geltend gemacht oder kein geeignetes Beweismittel 
angeführt, ſo iſt der Antrag als unzuläſſig zu verwerfen. 

(2) Anderenfalls iſt er dem Gegner des Antragſtellers zuzuſtellen und ihm eine 
Friſt zur Erklärung zu beſtimmen. 

(3) Gegner des Antragſtellers iſt im Falle des § 54e Abſ. 1 Nr. 1 die Ein⸗ 
leitungsbehörde. N 

§ 54i. 

Wird der Antrag zugelaffen, jo nimmt der Vorſitzende oder ein von ihm beauftragtes 
Mitglied des Dienſtſtrafgerichts die erforderlichen Ermittlungen vor, um den Sachverhalt 
aufzuklären. Dabei gelten dieſelben Vorſchriften wie für die Vorunterſuchung. Den 


Beamten der Staatsanwaltſchaft ernennt die Einleitungsbehörde, für das Verfahren vor 
dem Dienſtſtrafhofe der Fachminiſter. 


8 54 k. 


Der Antrag iſt ohne mündliche Verhandlung als unbegründet zurückzuweiſen, wenn 
die darin aufgeſtellten Behauptungen nicht genügend bewieſen werden oder wenn in den 
Fällen des § 54 a Nr. 2 die Urkunde oder Ausſage nach Lage der Sache die Entſcheidung 
nicht beeinflußt hat. 

§ 541“. 
Wird die Wiederaufnahme angeordnet, ſo iſt für das wiederaufgenommene Verfahren 


das Dienſtſtrafgericht zuſtändig, das in dem früheren Verfahren im erſten Rechtszug 
entſchieden hat. Im Falle des § 54 a Nr. 7 iſt der Dienſtſtrafhof zuſtändig. 


§ 54 m. 

(1) Das nach § 541 zuſtändige Dienſtſtrafgericht kann auf Antrag des Beamten der 
Staatsanwaltſchaft, ohne die mündliche Verhandlung zu erneuern, auf Aufhebung der 
früheren Entſcheidung und Freiſprechung erkennen, wenn der Sachverhalt genügend 
geklärt iſt. 

(2) Erſcheint dies nicht angebracht, jo iſt die Sache zur mündlichen Verhandlung 
zu bringen. Für das Verfahren in der mündlichen Verhandlung gelten die SS 34 bis 39. 


§ 54 n. 
() In der mündlichen Verhandlung iſt entweder die frühere Entſcheidung aufrech— 
zuerhalten oder dieſe aufzuheben und anders in der Sache zu erkennen. 


(2) Iſt die Wiederaufnahme nur zugunſten des Verurteilten beantragt worden, 
ſo darf keine härtere Strafe als in der früheren Entſcheidung verhängt werden. 
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§ 540. 

() Der Beſchluß der Dienſtſtrafkammer, durch den ein Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens als unzuläſſig verworfen oder als unbegründet zurückgewieſen wird, 
kann binnen zwei Wochen nach Zuſtellung mit Beſchwerde angefochten werden. Über ſie 
entſcheidet der Dienſtſtrafhof durch Beſchlus. g 

(2) Die von der Dienſtſtrafkammer gemäß § 54 m Abſ. 1, § 54 n erlaſſene Ent⸗ 
ſcheidung kann mit der Berufung angefochten werden. 


§ 54 p. 
Ein Dienſtſtrafrichter, der bei einer durch einen Antrag auf Wiederaufnahme 
des Verfahrens angefochtenen Entſcheidung mitgewirkt hat, iſt von der Mitwirkung bei 


Entſcheidungen im Wiederaufnahmeverfahren kraft Geſetzes ausgeſchloſſen. 


II. Wiederaufnahme eines nichtförmlichen Dienſtſtraf⸗ 
verfahrens. 
§ 54 . 
Beantragt ein Beamter aus den im § 54a Nr. 1 bis 6 bezeichneten Gründen die 


Aufhebung einer von einem Dienſtvorgeſetzten verhängten Ordnungsſtrafe und wird 
dieſer Antrag abgelehnt, ſo gilt § 21 Abſ. 2 entſprechend. 


III. Entſchädigung unſchuldig Verurteilter. 
§ 54 r. 


(1) Wird im Wiederaufnahmeverfahren ein zur Dienſtentlaſſung verurteilter Be⸗ 
amter freigeſprochen oder wird er mit einer geringeren Dienſtſtrafe belegt und hat das 


Wiederaufnahmeverfahren ergeben, daß er unſchuldig oder ſeine Schuld ſo gering iſt, daß 


die Dienſtentlaſſung ungerechtfertigt war, ſo erhält er von der Rechtskraft der auf⸗ 
gehobenen Entſcheidung oder der früheren Einbehaltung ſeines Dienſteinkommens ab die 
Bezüge, die er erhalten hätte, wenn er nicht zur Dienſtentlaſſung verurteilt worden wäre. 
Dasſelbe gilt, wenn das Wiederaufnahmeverfahren dargetan hat, daß ein begründeter 
Verdacht eines Tatbeſtandes nicht mehr vorliegt, der die Dienſtentlaſſung rechtfertigen 
würde. & 

(2) Der Beamte hat bis zu jeiner Wiederanſtellung die rechtliche Stellung eines 
Warteſtandsbeamten. Seine Bezüge richten ſich jedoch nach Abſ. 1; ſeine ruhegehalts⸗ 
fähige Dienſtzeit wird ſo berechnet, wie wenn er nicht zur Dienſtentlaſſung verurteilt 
worden wäre. Auf ſeinen Antrag kann er in den Ruheſtand verſetzt werden. Der Antrag 
kann nur binnen ſechs Monaten ſeit dem Tage geſtellt werden, an dem das Urteil im 
Wiederaufnahmeverfahren rechtskräftig geworden iſt. 


§ 54 8. 


Für weiteren Schaden können der Beamte oder die ihm gegenüber kraft Geſetzes 
unterhaltsberechtigten Perſonen unter entſprechender Anwendung des Geſetzes, betreffend 
die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigeſprochenen Perſonen, vom 
20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 345) Entſchädigung von der Anſtellungsbehörde verlangen. 
Gegenſtand des zu leiſtenden Erſatzes iſt der dem Beamten oder durch Entziehung des 
Unterhalts den unterhaltsberechtigten Perſonen entſtandene Vermögensſchaden, ſoweit 
er nicht ſchon nach § 54x erſetzt wird. 

§ 54 t. 

() Das im Wiederaufnahmeverfahren erkennende Gericht entſcheidet durch Be⸗ 
ſchluß darüber, ob die Vorausſetzungen des § 54r gegeben find, von Amts wegen und 
darüber, ob eine Verpflichtung der Anſtellungsbehörde nach § 54 beſteht, auf Antrag. 
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Dieſer kann nur bis zur Verkündung des Urteils, im Falle des § 54 m Abſ. 1 nur 
binnen zwei Wochen nach Rechtskraft des Urteils geſtellt werden; unterhaltsberechtigte 
Perſonen, die nicht rechtzeitig von dem Verfahren Kenntnis erlangt haben, können den 
Antrag binnen zwei Wochen ſeit dem Zeitpunkte ſtellen, in dem ſie die Kenntnis er⸗ 
langt haben. 

(2) Die Entſcheidungen nach Abſ. 1 find endgültig. 

(3) Der Anſpruch auf Entſchädigung iſt bei Vermeidung ſeines Verluſtes binnen 
drei Monaten nach Zuſtellung des Beſchluſſes (Abſ. 1) zu verfolgen. Die Entſcheidung 
über den Anſpruch iſt dem Berechtigten zuzuſtellen. 


§ 54 u. 


(1) Wird ein ſtrafgerichtliches Urteil gegen einen Beamten, durch das er ſein Amt 
verloren hat, im Wiederaufnahmeverfahren durch ein Urteil erſetzt, das den Amtsverluſt 
nicht zur Folge hat, und iſt dem Verurteilten ein Anſpruch auf Entſchädigung nach 8 4 
des Geſetzes vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 345) zuerkannt worden, ſo erhält er 
von der Rechtskraft des aufgehobenen Urteils ab die Bezüge, die er erhalten hätte, wenn 
das aufgehobene Urteil dem neuen entſprochen hätte. § 54 r Abſ. 2 gilt entſprechend. 

(2) Hätte der in dem neuen Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſtentlaſſung oder, 
falls zuläſſig, die Kündigung gerechtfertigt, ſo erhält der Verurteilte nur die Bezüge bis 
zu dem Zeitpunkte, zu dem vorausſichtlich die Dienſtentlaſſung oder die Kündigung aus⸗ 
geſprochen worden wäre. Die Frage, ob und zu welchem Zeitpunkte der in dem neuen 
Urteile feſtgeſtellte Tatbeſtand die Dienſtentlaſſung oder die Kündigung gerechtfertigt 
hätte, entſcheidet der Fachminiſter. Der Betroffene kann, falls er nicht auf Widerruf oder 
Kündigung angeſtellt war, binnen einem Monat nach Zuſtellung der Entſcheidung be⸗ 
antragen, daß im förmlichen Dienſtſtrafverfahren entſchieden wird, ob die Dienſtentlaſſung 
gerechtfertigt geweſen wäre; dem Antrage muß entſprochen werden. 


§ 54 v. 

Iſt in den Fällen des § 54 r oder des § 54 u das frühere Urteil aus Gründen auf⸗ 
gehoben worden, die zur Verſetzung des Verurteilten in den Ruheſtand wegen Dienſt⸗ 
unfähigkeit (§ 88) geführt hätten, ſo iſt bei Berechnung der Bezüge nach § 54 r oder 
§ S4 u davon auszugehen, daß der Verurteilte mit dem Ablaufe des Vierteljahrs, das 
auf den Monat der Rechtskraft des früheren Urteils folgte, in den Ruheſtand verſetzt 
worden wäre. Ob die Verſetzung in den Ruheſtand gerechtfertigt geweſen wäre, entſcheidet 
der Fachminiſter. § 90 Abſ. 2 gilt entſprechend. 


§ 54 W. 


Auf die Bezüge, die der Verurteilte nach $ 54 r, § 54 u oder § 54 v zu erhalten hat, 
muß er ſich anderes Arbeitseinkommen anrechnen laſſen; er iſt zur Auskunft darüber 
verpflichtet. 


35. Im 8 56 werden die Worte „vorbehaltlich der im § 66 enthaltenen Einſchränkungen“ 
geſtrichen. 


36. Die 88 60 und 61 werden aufgehoben. ö 
37. Die SS 63 und 64 werden durch folgenden $ 68 erſetzt: 


§ 63. 3 
(J Die Dienſtſtrafkammer wird beim Oberlandesgericht für den Umfang ſeines 
Bezirkes gebildet. Die Mitglieder der Dienſtſtrafkammer find nach Maßgabe des § 26 d 
aus den zum Bereich der Juſtizverwaltung gehörigen Beamten zu ernennen. 
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(2) Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden von der Staatsanwaltſchaft 
beim Oberlandesgericht, ſoweit jedoch das Verfahren beim Dienſtſtrafhof anhängig iſt, 
von der Staatsanwaltſchaft beim Kammergericht wahrgenommen. 

38. Die 88 65 bis 77 werden aufgehoben. 


39. Hinter § 77 werden folgende Vorſchriften neu eingefügt: 


Fünfter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen für die Beamten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände und der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 


8 78. 


Für die Beamten der Gemeinden und Gemeindeverbände gelten die Vorſchriften 
dieſes Geſetzes mit den Maßgaben, die ſich aus den 88 78a bis 78 k ergeben. 


Nichtförmliches Verfahren. 


8 78 4. 


Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis neun Reichs⸗ 
mark ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter einer kreisangehörigen Stadt und eines Amtes ſowie der Ge⸗ 
meindevorſteher gegenüber den Beamten der Gemeinden oder des Amtes mit Aus⸗ 
nahme der im 8 78 6 Buchſtabe a erwähnten Beamten, der Amtsvorſteher gegenüber 
den Beamten des Amtsbezirkes; f 

b) der Vorſteher einer Provinzialanſtalt, dem die ſtändige Vertretung des Landes⸗ 


hauptmanns (Landesdirektors) übertragen iſt, gegenüber den ihm unterſtellten An⸗ 
ſtaltsbeamten. 


8 78 b. 


Zur Verhängung von Warnungen, Verweiſen und Geldbußen bis zur Höhe des 
halben monatlichen Dienſteinkommens, gegen unbeſoldete Beamte bis zur Höhe von 
einhundert Reichsmark ſind befugt: 

a) der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt gegenüber allen 
ſtädtiſchen Beamten mit Ausnahme der im § 78 c Buchſtabe a erwähnten Beamten; 

bp) der Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes gegenüber dem Amtsvorſteher 
und den Beamten des Kreiſes mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes 
und der Kreisdeputierten; 

e) der Landeshauptmann gegenüber den Beamten der Provinz mit Ausnahme der 
Mitglieder des Provinzialausſchuſſes, der Mitglieder des Landesdirektoriums und 
der Landesräte; 

d) der Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber den 
Beamten des Verbandes mit Ausnahme der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes 
und der Beigeordneten. 


§ 786. 
Zur Verhängung von Warnungen und Verweiſen ſind befugt: 
a) der Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) der Stadt gegenüber Mitgliedern des 
Magiſtrats, Stadträten und Beigeordneten, der Bürgermeiſter des Amtes gegenüber 
Amtsbeigeordneten, der Gemeindevorſteher gegenüber Gemeindeſchöffen; 


b) der Landeshauptmann gegenüber Mitgliedern des Landesdirektoriums und 
Landesräten; 
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c) der Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber den Bei⸗ 
geordneten; 5 

d) die gemäß Buchſtaben a und b zur Verhängung von Warnungen und Verweiſen be- 
fugten gemeindlichen Beamten gegenüber Mitgliedern gemeindlicher Verwaltungs⸗ 
deputationen (Provinzial⸗, Bezirkskommiſſionen und ⸗kommiſſaren). 


§ 78 d. 

() Gegen den Strafbeſcheid in den Fällen des $ 78a Buchſtabe a, des § 78 b und 
des § 78 e findet binnen zwei Wochen nach der Zuftellung die Beſchwerde an die Aufſichts⸗ 
behörde ſtatt. Gegen den Strafbeſcheid im Falle des § 78a Buchſtabe b findet binnen 
zwei Wochen zunächſt die Beſchwerde an den Landeshauptmann, gegen deſſen Entſcheidung 
binnen gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde ſtatt. 

(2) Gegen den Beſcheid der Aufſichtsbehörde ſteht binnen einem Monat nach der 
Zuſtellung dem Beamten und der Behörde, die den Strafbeſcheid erlaſſen hat, der Antrag 
auf Entſcheidung durch die Dienſtſtrafkammer zu. Der Antrag iſt bei der Aufſichts⸗ 
behörde einzureichen; die Friſt wird gewahrt, wenn während ihres Laufes der Antrag bei 
der Dienſtſtrafkammer angebracht wird. Die Dienſtſtrafkammer entſcheidet endgültig. 
Die 8S 34 bis 39 gelten entſprechend; eine Vorunterſuchung findet nicht ſtatt. 


Förmliches Verfahren. 
§ 78 f. 

(1) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber allen Beamten der Gemeinden 
und Gemeindeverbände zur Verhängung der Dienſtentlaſſung und der Gehaltskürzung 
ſowie zur Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit. 

(2) Dieſes Verfahren kann von der Aufſichtsbehörde eingeleitet werden. Die gleiche 
Befugnis ſteht dem Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt gegenüber 
allen ſtädtiſchen Beamten, dem Landrat als Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes gegenüber 
allen Beamten des Kreiſes mit Ausnahme der Mitglieder des Kreisausſchuſſes und der 
Kreisdeputierten, dem Landeshauptmann gegenüber allen Beamten der Provinz mit Aus⸗ 
nahme der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes ſowie dem Verbandsdirektor des Sied⸗ 
lungsverbandes Ruhrkohlenbezirk gegenüber allen Beamten des Verbandes mit Ausnahme 
der Mitglieder des Verbandsausſchuſſes zu. 

(3) In dem Verfahren zur Feſtſtellung der Dienſtunfähigkeit iſt der Beamte ver⸗ | 
pflichtet, ſich auf Erfordern des Dienſtſtrafgerichts durch einen beamteten Arzt unter- 
ſuchen zu laſſen, widrigenfalls die Dienſtunfähigkeit ohne weiteres als erwieſen angeſehen 
werden kann. 

§ 78f. 

(1) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber Landeshauptleuten, dem 
Verbandsdirektor des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, Bürgermeiſtern (Ober⸗ 
bürgermeiftern) der Städte und Amter ſowie Kreisdeputierten, gegenüber letzteren auch 
wegen ſolcher Dienſtvergehen, die in eine Zeit fallen, in der ſie den Landrat nicht ver⸗ 
treten, und Gemeindevorſtehern (Gutsvorſtehern) zur Verhängung von Ordnungsſtrafen 
aller Art. Dieſes Verfahren kann nur von der Aufſichtsbehörde eingeleitet werden. 

(2) Eines förmlichen Verfahrens bedarf es gegenüber Mitgliedern des Magiſtrats, 
Stadträten, Beigeordneten, Gemeindeſchöffen, Amtsbeigeordneten, Mitgliedern von ge- 
meindlichen Verwaltungsdeputationen, Mitgliedern des Landesdirektoriums, Landesräten 
und Beigeordneten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk zur Verhängung einer 
Geldbuße. Dieſes Verfahren kann von der Aufſichtsbehörde eingeleitet werden. Die 
gleiche Befugnis ſteht dem Bürgermeiſter (Oberbürgermeiſter) einer kreisfreien Stadt 
gegenüber allen ſtädtiſchen Beamten und dem Landeshauptmanne gegenüber allen 
Beamten der Provinz mit Ausnahme der Mitglieder des Provinzialausſchuſſes und dem 
Verbandsdirektor gegenüber allen Beamten des Verbandes mit Ausnahme der Mitglieder 
des Verbandsausſchuſſes zu. 
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(3) Ferner kann die Aufſichtsbehörde das förmliche Verfahren gegen alle Beamten 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden dann einleiten, wenn 
a) die in den SS 78a bis 78 c bezeichneten Behörden von der ihnen zustehenden Straf⸗ 
befugnis keinen oder nach Anſicht der Aufſichtsbehörde keinen ausreichenden Gebrauch 
machen, 
b) oder in dem Falle des § 78 a das vorgeſehene Strafmaß zu einer angemeſſenen 
Ahndung des Dienſtvergehens nicht ausreicht. 


a § 78 g. 
Für das förmliche Verfahren gelten die Vorſchriften dieſes Geſetzes mit folgenden 
Maßgaben: 

a) Dienſtſtrafgerichte des erſten Rechtszugs find die nach $ 26 b und § 26 zuſtändigen 
Dienſtſtrafktammern. An die Stelle des Dienſtſtrafhofs treten die Dienſtſtrafſenate 
des Oberverwaltungsgerichts. Dieſe entſcheiden in der Beſetzung mit einem Senats⸗ 
präſidenten, zwei Räten des Oberverwaltungsgerichts und zwei Beiſitzern aus der 
Beamtenſchaft. Für die Beiſitzer aus der Beamtenſchaft gilt § 29 Abſ. 2 und 3 

entſprechend. Im Verfahren gegen die Beamten der Gemeinden und Gemeinde⸗ 
verbände muß mindeſtens ein Beiſitzer des Dienſtſtrafgerichts gemeindlicher 
Beamter ſein. 

p) Das Dienſtſtrafverfahren kann auf Antrag der Einleitungsbehörde mit Rückſicht auf 
den Ausfall der Vorunterſuchung durch Beſchluß der Dienſtſtrafkammer ohne mündliche 
Verhandlung eingeſtellt werden; bei Einſtellung eines mit dem Ziele auf Dienſt⸗ 
entlaſſung oder Gehaltskürzung eingeleiteten Dienſtſtrafverfahrens kann die Dienſt⸗ 
ſtrafkammer geeignetenfalls eine Ordnungsſtrafe verhängen. Wird eine Ordnungsſtrafe 
verhängt, ſo kann der Beamte binnen einem Monat nach der Zuſtellung mündliche 
Verhandlung vor der Dienſtſtrafkammer beantragen. 

c) Wird im Wiederaufnahmeverfahren ein zur Dienſtentlaſſung verurteilter Beamter 

freigeſprochen oder wird er nur mit einer geringeren Dienſtſtrafe beſtraft, ſo beſchränkt 
ſich die Wirkung des Urteils im Wiederaufnahmeverfahren auf die vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche des Beamten, es ſei denn, daß ſeine Amts⸗ oder Wahlzeit 
noch nicht abgelaufen und die Stelle noch vorhanden und noch nicht neu beſetzt iſt. 
In den Fällen des § 54 u Abſ. 2 und des 8 54 5 tritt an die Stelle des Fach⸗ 
miniſters die Aufſichtsbehörde. Im Falle des § 54 v kann der Beamte gegen die 
Entſcheidung der Aufſichtsbehörde binnen einem Monat nach Zuſtellung die Ent⸗ 
ſcheidung im förmlichen Verfahren beantragen. 


Mitglieder des Kreisausſchuſſes und des Provinzial⸗ 
ausſchuſſes. ; 


§ 78h. 

Die gewählten Mitglieder des Kreis⸗ (Stadt-) ausſchuſſes, des Provinzial⸗ (Landes-) 
ausſchuſſes und des Verbandsausſchuſſes des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 
können aus Gründen, welche die Dienſtentlaſſung rechtfertigen, im Wege des förmlichen 
Verfahrens ihres Amtes enthoben werden. Die Befugniſſe der Einleitungsbehörde übt 
die Aufſichtsbehörde aus. 


§ 781i. 

In den Hohenzolleriſchen Landen tritt an die Stelle des Landeshauptmanns der 
Vorſitzende des Kommunallandtags, an die Stelle des Provinzialausſchuſſes der Landes⸗ 
ausſchuß und an die Stelle der Provinzialkommiſſionen (kommiſſare) die Landes⸗ 
kommiſſionen (kommiſſare). 
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Beamte von Zweckverbänden und zwiſchen gemeindlichen 
Arbeitsgemeinſchaften. 
§ 78 K. 

() Für die Beamten von Zweckverbänden und zwiſchengemeindlichen Arbeits⸗ 
gemeinſchaften gelten die SS 78 bis 78 1 entſprechend. Die Beamten von Zweckverbänden 
gelten als Beamte von Landgemeinden, bei Beteiligung von Stadtgemeinden oder Land⸗ 
kreiſen als ſolche von Städten, die Beamten zwiſchengemeindlicher Arbeitsgemeinſchaften 
gelten als Beamte von Städten. 

(2) Für die gewählten Mitglieder des Verbandsausſchuſſes eines Zweckverbandes 
gelten die für die gewählten Mitglieder des Kreisausſchuſſes beſtehenden Vorſchriften. 


Beamte der Körperſchaften des öffentlichen Rechtes. 


8 781. 


() Im Dienſtſtrafverfahren gegen die Beamten der Körperſchaften des öffentlichen 
Rechtes entſcheiden die für die unmittelbaren Staatsbeamten zuſtändigen Dienſtſtrafgerichte. 

(2) Sind nach geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften der Bezirksausſchuß oder 
das Oberverwaltungsgericht zur Entſcheidung berufen, ſo treten an die Stelle des Bezirks: 
ausſchuſſes die nach §S 26 b und $ 26 zuſtändige Dienſtſtrafkammer, an die Stelle des 
Oberverwaltungsgerichts die im § 78 Buchſtabe a genannten Dienſtſtrafſenate des 
Oberverwaltungsgerichts; ſoweit im Ordnungsſtrafverfahren das Oberverwaltungsgericht 
zur Entſcheidung berufen iſt, tritt an deſſen Stelle die nach 8 26 b und $ 26 e zuſtändige 
Dienſtſtrafkammer; dieſe entſcheidet endgültig. 


§ 78 m. 


Sind Beamte einer Körperſchaft des öffentlichen Rechtes unmittelbare Staatsbeamte 
oder Beamte einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes, ſo unterliegen ſie nur den 
für dieſe Beamten geltenden Vorſchriften. 


§ 78 n. 


Für die Beamten der Orts⸗, Land⸗ und Innungskrankenkaſſen ſowie der Kaſſen⸗ 
verbände (§ 406 der Reichsverſicherungsordnung), denen die Rechte und Pflichten der 
gemeindlichen Beamten (Kommunalbeamten) übertragen ſind, gelten die für die unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten beſtehenden Vorſchriften mit folgenden Abweichungen: 

a) Die Befugnis, Ordnungsſtrafen zu verhängen, ſteht bei Kaſſen, die der Aufſicht 
eines ftaatlichen Verſicherungsamts unterſtellt find, dem Landrat als Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes, bei Kaſſen, die der Aufficht eines gemeindlichen Verſicherungs⸗ 
amts unterſtellt ſind, dem Bürgermeiſter (Gemeindevorſteher) zu. a 

p) Der Kaſſenvorſtand iſt befugt, Warnungen und Verweiſe, gegen untere Kaſſenbeamte 
auch Geldſtrafen bis zu neun Reichsmark zu verhängen. Die zuſtändigen Miniſter 
oder die von ihnen ermächtigten Behörden beſtimmen nach Anhörung des Kaſſen⸗ 
vorſtandes, wer als unterer Kaſſenbeamter im Sinne dieſer Vorſchrift anzuſehen iſt. 

e) Das förmliche Dienſtſtrafverfahren wird vom Regierungspräſidenten, bei Kaſſen, 
die der Aufſicht des Verſicherungsamts Berlin unterſtehen, vom Oberpräſidenten 
eingeleitet. 


40. § 86 wird aufgehoben. 


41. Im 8 87 werden vor Nr. 1 die Worte „vorbehaltlich des im § 46 vorgeſehenen Falles“ 
geſtrichen. 
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Artikel II. 


Das Geſetz über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 195) mit der Anderung des Geſetzes vom 12. Juli 1929 (Geſetzſamml. S. 85) 
wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 14 werden 
a) im Abſ. 2 die Worte „Entfernung eines Beamten aus ſeinem Amte“ erſetzt 
durch die Worte „Dienſtentlaſſung eines Beamten“, 
p) im Abſ. 4 die Worte „des Unterſuchungskommiſſars und“ geſtrichen, 
e) dem Abſ. 5 nach einem Strichpunkt an Stelle des Punktes die Worte „der 
Vorſitzende des Senats beſtellt den Unterſuchungsführer.“ angefügt. 
2. Die SS 39 und 47 fallen weg. 
3. Im § 157 wird die Nr. 2 geſtrichen. 


Artikel III. 


Soweit in Dienſtſtrafvorſchriften die Befugnis zur Verhängung von Geldbußen 
erteilt iſt, wird ſie der Höhe nach auf die in dieſen Vorſchriften vor dem Inkrafttreten 
der Verordnung über Vermögensſtrafen und Bußen vom 6. Februar 1924 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 44) feſtgeſetzten Beträge, die künftig als Reichsmarkbeträge gelten, beſchränkt. 


Artikel IV. 


8 

() Das Geſetz tritt am 1. April 1932 in Kraft. Artikel I Nr. 2 und Artikel IV 
§ 4 treten jedoch mit dem Tage der Verkündung des Geſetzes in Kraft. 

(2) Soweit in geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften auf das Geſetz, betr. die 
Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465) verwieſen iſt, 
treten an deſſen Stelle die Vorſchriften des genannten Geſetzes in der Faſſung dieſes 
Geſetzes. 

(3) Die Amtszeit der jetzigen Mitglieder der Dienſtſtrafgerichte endet mit dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes. 

§ 2. 

Das Geſetz, betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung 
derſelben auf eine andere Stelle oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. 
S. 465), in der Faſſung dieſes Geſetzes und die ſonſtigen Vorſchriften dieſes Geſetzes 
gelten für das geſamte preußiſche Staatsgebiet und mit den Maßgaben beſonderer Re⸗ 
gelung für alle unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten. Br 


§ 3. 

(1) Anhängige Dienſtſtrafverfahren gehen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
in der Lage, in der ſie ſich befinden, auf die nach dieſem Geſetze zuſtändigen Behörden 
über; Maßnahmen, die nach den bisherigen Geſetzen getroffen ſind, bleiben rechtswirkſam. 

(2) Wo nach geſetzlichen oder ſtatutariſchen Vorſchriften gegen eine Dienſtſtrafe die 
Klage im Verwaltungsſtreitverfahren gegeben iſt, tritt der Antrag auf Entſcheidung 
durch die Dienftftraffammer an ihre Stelle. Bei noch ſchwebenden Klageſachen dieſer 
Art iſt bei der Überleitung ſo zu verfahren, als ob dieſer Antrag geſtellt wäre. 


§ 4. 


Ir (1) Sit gegen einen Beamten vor dem Inkrafttreten dieſer Vorſchrift wegen einer 


Handlung oder Unterlaſſung, die zugleich ein Dienſtvergehen enthält, ein rechtskräftiges 
ſtrafgerichtliches Urteil ergangen, das auf Gefängnis oder Feſtungshaft von mehr als 
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einem Jahre oder auf Zuläffigfeit von Polizeiaufſicht lautet, ſo beginnt die Verjährung 
der Verfolgung des Dienſtvergehens ($ 17 a) erſt mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes 
Geſetzes. 

(2) Von der Rechtskraft des ſtrafgerichtlichen Urteils (Abſ. 1) ab iſt das Dienſt⸗ 
einkommen des Beamten vorläufig kinzubehalten; es wird nicht nachgezahlt, wenn der 
Beamte mit Dienſtentlaſſung beſtraft wird. Der Fachminiſter kann beſtimmen, daß dem 
Beamten bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Urteil auf Dienſtentlaſſung rechtskräftig 
oder das vorläufig einbehaltene Gehalt\ nachgezahlt wird, ein angemeſſener Teil ſeines 
Dienſteinkommens als Unterhaltsrente 


SED: 

Dienſtſtrafverfahren, die nach den bisherigen Vorſchriften rechtskräftig entſchieden 
ſind, können nach dieſem Geſetze nur wiederaufgenommen werden, wenn das Urteil auf 
Dienſtentlaſſung oder Strafverſetzung gelautet hat und wenn Freiſprechung oder eine 
geringere Dienſtſtrafe zu erwarten iſt. Über die Frage, ob und in welcher Höhe dem 
unſchuldig Verurteilten für die Zeit vor dem 14. Auguſt 1919 eine Entſchädigung zu 
gewähren iſt, entſcheidet unter Ausſchluß des Rechtswegs das Staatsminiſterium nach 
billigem Ermeſſen. 5 


§ 6. 

Die vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes rechtskräftig gewordenen Entſcheidungen, 
welche die nach dem bisherigen § 47 des Geſetzes, betr. die Dienſtvergehen der nicht⸗ 
richterlichen Beamten uſw., vom 21. Juli 1852 erforderliche Beſtätigung des Staats⸗ 
miniſteriums noch nicht erhalten haben, bedürfen mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
dieſer Beſtätigung nicht mehr. 

§ 7. 

(1) Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden geſetzlichen und ſtatutariſchen Vorſchriften 
werden aufgehoben. 

(2) Unberührt bleiben die SS 53 bis 57 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 
1927 (Geſetzſamml. S. 151). 


§ 8. 

Aufgehoben werden, ſoweit ſie ſich auf die nichtrichterlichen Beamten beziehen, die 
Vorſchriften 

1. der Verordnung, betr. die Ausdehnung der preußiſchen Diſziplinargeſetze auf 
die Beamten in den neu erworbenen Landesteilen, vom 23. September 1867 (Geſetzſamml. 
S. 1613) und 
s 2. des Geſetzes, betr. die Abänderung von Beſtimmungen der Diſziplinargeſetze, 
vom 9. April 1879 (Geſetzſamml. S. 345) mit Ausnahme der SS 15, 16, 18 und 19. 


§ 9. 
Aufgehoben werden ferner: 

1. Artikel 6 des Kriegsgeſetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 13. Mai 1918 
(Geſetzſamml. S. 53) in Verbindung mit dem Geſetze vom 3. Januar 1928 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 1); 

2. die Verordnung, betr. die Zuſtändigkeit des Diſziplinarhofs zur Entſcheidung über 
die Berufung in Diſziplinarſachen, vom 18. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 29); 

3. Artikel 3, 5 und 6 des Geſetzes zur Anderung des Geſetzes, betr. die Dienſtvergehen 
der nichtrichterlichen Beamten uſw., vom 21. Juli 1852, vom 4. Auguſt 1922 
(Geſetzſamml. S. 208); ö 
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die Ausführungsbeſtimmungen zu dem Geſetze vom 4. Auguſt 1922 zur Anderung 
des Geſetzes, betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten uſw., vom 
4. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 209); 


S 25 des Schutzpolizeibeamtengeſetzes vom 16. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 251) 


in Verbindung mit § 59 Abſ. 1 des Polizeibeamtengeſetzes vom 31. Juli 1927 
(Geſetzſamml. S. 151); 


das Geſetz über die Ernennung ſtellvertretender Mitglieder des Diſziplinarhofs für 


nichtrichterliche Beamte vom 15. Juli 1924 (Geſetzſamml. S. 578); 


. 13 des Geſetzes über die Vertretung vor den Verwaltungsgerichten vom 25. Mai 


1926 (Geſetzſamml. S. 163). 


§ 10. 
Aufgehoben werden ferner: 


8 9 Abſ. 4 des Geſetzes über die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) vom 


22. Februar 1930 (Geſetzſamml. S. 19); 


S 4 Nr. 2 und 3 der Verordnung über die Rechtsverhältniſſe der Beamten der 


Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 2. Auguſt 1899 (Geſetzſamml. S. 397); 


. 8 15 des Geſetzes über Landeskulturbehörden vom 3. Juni 1919 (Geſetzſamml. 


S. 101); 


8 6 Abſ. 2 des Geſetzes, betr. die Einrichtung und die Befugniſſe der Oberrechnungs— 


kammer, vom 27. März 1872 (Geſetzſamml. S. 278) in der Faſſung des Geſetzes 
vom 22. März 1912 (Geſetzſamml. S. 29); 


8 30a Satz 2 des Geſetzes, betr. die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte und das 


Verwaltungsſtreitverfahren, vom 3. Juli 1875 (Geſetzſamml. S. 375) in der Faſſung 
des Geſetzes vom 2. Auguſt 1880 (Geſetzſamml. S. 315); 


S 6 des Geſetzes, betr. die öffentlichen Feuerverſicherungsanſtalten, vom 25. Juli 


1910 (Geſetzſamml. S. 241). 


§ 11. 
Aufgehoben werden ferner: 


S 20 Abſ. 1 und 2 und § 36 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der 


Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 1883 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 237); 


. 822 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 Satz 2 des Zweckverbandsgeſetzes vom 19. Juli 1911 


(Geſetzſamml. S. 115). 


§ 12. 
Aufgehoben werden ferner: 


8 51 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 und § 98 der Provinzialordnung für die Provinzen 


Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen in der 
Faſſung vom 22. März 1881 (Geſetzſamml. S. 233); 


8 51 Abſ. 2 und 3 und 8 98 der Provinzialordnung für die Provinz Hannover vom 


7. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 242); 


§ 49 Abſ. 2 und 3 und § 71 der Provinzialordnung fi ür die Provinz Ser Naſſau 
5 8. Juni 1885 (Geſetzſamml. S. 247); 


8 51 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 und § 98 der Provinzialordnung für die Provinz 


Weſtfalen vom 1. Auguſt 1886 (Geſetzſamml. S. 256); 


8 51 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 und 8 98 der Provinzialordnung für die Rheinprovinz 


vom 1. Juni 1887 (Geſetzſamml. S. 252); 
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8 51 Abſ. 1 Satz 2 und Abſ. 2 und § 98 der Provinzialordnung für die Provinz 
Schleswig⸗Holſtein vom 27. Mai 1888 (Geſetzſamml. S. 194); 

8 42 Abſ. 4 letzter Satz, § 47 Abſ. 3 und § 77 Abſ. 4 der Hohenzolleriſchen Amts⸗ 
und Landesordnung in der Faſſung vom 9. Oktober 1900 (Geſetzſamml. S. 323). 


§ 13. 
Aufgehoben werden ferner: 

8 68, 8 133 Abſ. 2 letzter Satz und § 134 Nr. 3 letzter Halbſatz der Kreisordnung 
für die Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und 
Sachſen in der Faſſung vom 19. März 1881 (Geſetzſamml. S. 179); 

8 90 Abſ. 3 und S 91 Nr. 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz der Kreisordnung für die Provinz 
Hannover vom 6. Mai 1884 (Geſetzſamml. S. 181); 

8 91 Abſ. 2 letzter Satz und § 92 Nr. 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz der Kreisordnung für 
die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 7. Juni 1885 (Geſetzſamml. S. 193); 

8 27 Abſ. 3, § 78 Abſ. 2 Satz 2 und 8 79 Nr. 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz der Kreis⸗ 
ordnung für die Provinz Weſtfalen vom 31. Juli 1886 (Geſetzſamml. S. 217); - 

. 8 24 Abſ. 7, § 78 Abſ. 2 Satz 2 und § 79 Nr. 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz der Kreis⸗ 
ordnung für die Rheinprovinz vom 30. Mai 1887 (Geſetzſamml. S. 209); 

8 59, 8 121 letzter Abſatz und § 122 Nr. 3 Abſ. 2 letzter Halbſatz der Kreisordnung 
für die Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 26. Mai 1888 (Geſetzſamml. S. 139). 


§ 14. 
Aufgehoben werden ferner: 


5 58 Abſ. 3 und § 80 der Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen vom 


30. Mai 1853 (Geſetzſamml. S. 261); 


8 58 Abf. 3 und 8 82 der Städteordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 


1856 (Geſetzſamml. S. 237); 

8 61 Abſ. 4 und 8 93 des Geſetzes, betr. die Verfaſſung und Verwaltung der Städte 
und Flecken in der Provinz Schleswig- Holftein vom 14. April 1869 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 589); 

8 63 Abſ. 3 und 4 und $ 91 Abf. 1 der Städteordnung für die Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau vom 4. Auguſt 1897 (Geſetzdamml. S. 254); 

8 65 Abf. 3 und 8 83 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes für die Stadt Frankfurt a. M. 
vom 25. März 1867 (Geſetzſamml. S. 401). 


§ 15. 
Aufgehoben werden ferner: 

8 83 Satz 2 zweiter Halbſatz, § 84 Satz 1 zweiter Halbſatz und Satz 2, § 104 Abſ. 2 
und § 105 der Gemeindeordnung für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 523); 

8 83 der Landgemeindeordnung für die Provinz Weſtfalen vom 19. März 1856 
(Geſetzſamml. S. 265); ® 

8 37 des Geſetzes, die Landgemeinden betreffend, vom 28. April 1859 (Hann. Geſetz⸗ 
ſamml. S. 393); 


. 8 143 der Landgemeindeordnung für die ſieben öſtlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 


(Geſetzſamml. S. 233); 


8 143 der Landgemeindeordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein vom 4. Juli 1892 


(Geſetzſamml. S. 155); 
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br. Grunau, 


6. § 115 der Landgemeindeordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 4. Auguſt 1897 
(Geſetzſamml. S. 301); 5 
7. § 107 der Hohenzolleriſchen Gemeindeordnung vom 2. Juli 1900 (Geſetzſamml. 
S. 189); 8 Br 
8. § 8 Abſ. 3 Sätze 1 und 2 des Geſetzes über die Verwaltung von Helgoland vom 
21. Juli 1922 (Geſetzſamml. S. 169). 
§ 16. 

Das Staatsminiſterium wird ermächtigt, den Wortlaut des Geſetzes, betr. die Dienſt⸗ 
vergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle 
oder in den Ruheſtand, vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. S. 465), wie er ſich aus den 
noch fortgeltenden bisherigen Geſetzen zur Anderung und Ergänzung des genannten 
Geſetzes und aus dieſem Geſetz ergibt, unter Weglaſſung überholter Vorſchriften und unter 
Einarbeitung der Ergänzungen mit fortlaufender Abſchnitt⸗ und Paragraphenfolge als 
„Beamtendienſtſtrafordnung“ neu bekanntzumachen. Hierbei kann das 
Staatsminiſterium den Wortlaut des Geſetzes, ohne den Inhalt zu ändern, dem heutigen 
Sprachgebrauch anpaſſen. 

§ 17. 
Das Staatsminiſterium erläßt die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetze. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 11. Januar 1932. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 
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